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Ausgangslage und Fragestellung

Ein heute 42 jähriger Mann, der nach einem schweren Unfall schwer pflegebedürftig ist, steht unter Vormundschaft. Er hat als früherer Inhaber einer Firma, aus der er ausgeschieden ist, ein Vermögen von mehr als einer Million Franken. Dazu gehören zwei Liegenschaften, von denen er eine bewohnt und eine vermietet ist. und liquide Mittel von ca. Fr. 200'000.- Der laufende Lebensunterhalt ist durch Erträge und Versicherungsleistungen fast gedeckt.
Das Wertschriftenportefeuille wird durch eine Bank verwaltet, die nun verschiedene Vorschläge für die „Umschichtung“ der Vermögensanlage unterbreitet. Dabei sollen 48% in Aktien mit teilweisem Kapitalschutz 4% in Obligationen, 15% in alternative Anlagen und 11% in gemischte Anlagen mit höherem Risiko angelegt werden. Die liquiden Mittel würden danach noch 13% betragen.

Die VB Sekretärin erkundigt sich, wie das Vermögen, das nicht für den laufenden Unterhalt gebraucht wird, angelegt werden dürfe, namentlich:

· wie Rendite vs. Sicherheit im vorliegenden Fall gegeneinander abzuwägen seien,

· welche Anlagen in diesem „schnelllebigen“ Geschäft Sinn machen

· ob es Erfahrungswerte gebe

· wer bei einem Kauf/Verkauf von Wertschriften welche Kompetenzen habe

· welche weiteren Vorkehren allenfalls zu treffen seien.

Erwägungen

Das ZGB enthält in Art. 398-404 eine Reihe von Bestimmungen zur Vermögensverwaltung durch den Vormund . Diese gelten, soweit keine besonderen Vorschriften aufgestellt sind, auch für den Beistand und den Beirat (ZGB 367 Abs. 2). ZGB 421 Ziff. 2 verlangt beim Kauf, Verkauf und Verpfändung von Vermögenswerten  die Mitwirkung der Vormundschaftsbe-hörde sobald diese Geschäfte nicht unter die Führung der gewöhnlichen Verwaltung und Bewirtschaftung fallen. Die Kantone haben nach ZGB 425 Abs. 2 Bestimmungen für die Anlage und Verwahrung von Mündelvermögen zu erlassen.
Die VBK hat 2001 Empfehlungen für die Vermögensanlage im Rahmen von vormundschaftlichen Mandaten erlassen (ZVW 6/2001, S. 332 ff.).

Der Grundsatz: Sicherheit vor Rendite, der für kleine und mittlere Vermögen, die der Sicherung des Lebensunterhaltes unter Berücksichtigung der Lebenserwartung dienen, uneingeschränkt gilt,  kann bei grösseren Vermögen relativiert werden. Allgemein kann gelten: Je höher das Vermögen und je besser der langfristige Lebensunterhalt einer Person unter Berücksichtigung der Lebenserwartung abgesichert ist, desto eher kann von konservativen, allgemeinen als sicher geltenden Vermögensanlagen abgewichen werden und mindestens ein Teil – dessen Umfang wiederum im Einzelfall im Verhältnis zum gesamten Vermögen zu bestimmen ist – in risikoreichere, dafür aber rentablere Anlagen platziert werden. Dabei ist einer optimalen Risikoverteilung besondere Beachtung zu schenken (Empfehlungen VBK, ZVW 6/2001, S. 333). Massgebend sind jedoch allfällige verbindliche kantonale Vorschriften für die Vermögensanlage. Fehlen solche, können die Empfehlungen der VBK herangezogen werden. Diese unterschieden in Anlehnung an die Vormundschaftsverordnung des Kantons Luzern vom 1. Mai 2001 drei Vermögenskomplexe, für die je unterschiedlich strenge Richtlinien für die Anlage gelten (a.a.O. S. 334). Danach sind für Vermögenswerte, die nicht der Sicherstellung des gewöhnlichen Lebensunterhaltes sondern als Rücklage für weiter gehende Bedürfnisse dienen, auch Anlagen mit geringerer Sicherheit, namentlich auch Aktien, zulässig. Anlagen von grösseren Vermögen in rasch wechselnde Produkte, deren Risiken für Nichtfachleute schwer einzuschätzen sind, sollten unter Beizug von fachkundigen, möglichst unabhängigen Personen, getätigt werden.
Letztlich sind aber der Vormund und die Vormundschaftsbehörde für die Anlage von Mündelvermögen verantwortlich. Sie können diese Verantwortung nicht delegieren an Banken oder Treuhänder.

Schlussfolgerungen und Beantwortung der konkreten Fragen

· Vor der Umlagerung und Neuanlage von Vermögensbestandteilen muss eine möglichst konkrete und realistische Bedarfsrechnung unter Berücksichtigung der Lebenserwartung der betreuten Person erstellt werden. Erst in diesem Lichte kann eine Abwägung von Rendite und Sicherheit erfolgen.

· Welche Anlagen im konkreten Fall Sinn machen, kann mit den zur Verfügung stehenden Informationen nicht beantwortet werden

· Systematisierte Erfahrungswerte sind keine verfügbar. Anhaltspunkte liefern die zitierten Empfehlungen der VBK

· Die Kompetenzen beim Kauf/Verkauf von Wertschriften sind gesetzlich abschliessend geregelt. Zuständig ist der Vormund unter Mitwirkung der VB (ZGB 401 Abs. 2, 402 Abs. 2, 421 Ziff. 2)

· Falls das Vermögen konkret und realistisch bewertet ist, namentlich auch betr. Die beiden Liegenschaften, sind keine weiteren Vorkehrungen zu treffen.

Luzern, 26. Mai 2006 

Christoph Häfeli
